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In der liberalen Philosophie hat die Chancengleichheit den allerhöchsten Stellenwert in Bezug auf 

Gerechtigkeit. Zugleich aber wird der Schutz des Eigentums als die wesentlich Funktion des Staates 

angesehen. Wir sollten also erwarten können, dass beide Prinzipien miteinander kohärent sind. Aber 

ist dem tatsächlich so? Sind das Prinzip der Chancengleichheit und der zum unabdingbaren 

Grundwert erklärte Schutz des Eigentums wirklich gleichermaßen in einer Gesellschaft 

verwirklichbar? 

John Rawls „Theorie der Gerechtigkeit“, die Klimax der liberalen Weltanschauung im 20. Jahrhundert, 

kommt ausgehend vom Modell des Urzustands zur Konzeption einer gere chten Gesellschaft, die aus 

den liberalen Grundprinzipien ihre Postulate gewinnt. Denn Rawls kommt unter Voraussetzung 

dieses vermeintlich neutralen Modells zu dem Ergebnis, dass eine gerechte Gesellschaft zwei 

Prinzipien zu erfüllen habe: 

1. „Jedermann soll gleiches Recht  auf das umfangreichste System gleicher Grundfreiheiten 

haben, das mit dem gleichen System [von Freiheiten] für alle anderen  verträglich ist.“   

2. „Soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten sind so zu  gestalten, daß (a) vernünftigerweise 

zu erwarten ist, daß sie zu jedermanns Vorteil dienen, und (b) sie mit Positionen und Ämtern 

verbunden sind, die jedem offen stehen.“  

Das zweite Prinzip (=Differenzprinzip) bei Rawls impliziert zwar, dass eine gerechte Gesellschaft eine 

soziale Komponente haben muss. Da jedoch bei Rawls das erste Prinzip den Primat gegenüber dem 

zweiten genießt, sodass etwa die Grundfreiheit des Eigentumerwerbs und -besitzes der 

Verteilungsgerechtigkeit übergeordnet ist, und da das Differenzprinzip nur eine sehr schwache 

Ausprägung des sozialen Ausgleichs zulässt, führt die liberale Theorie der Gerechtigkeit dazu, dass 

zwar die Chancengleichheit als Prinzip beschworen wird, ihre Verwirklichung aber als mögliche 

Unfreiheit beschränkt wird. 

Denn in einer Gesellschaft, die mit einem Erbschaftsrecht dafür Sorge trägt, dass der Schutz des 

Eigentums in der Form funktioniert, dass das Eigentum von einer Generation auf die nächste 

übergehen kann, muss mit Recht der Frage nachgegangen werden, welche Auswirkung dies auf die 

Chancengleichheit in einer solchen Gesellschaft hat. Chancengleichheit ist nämlich nur dann 

gegeben, wenn alle Mitglieder der Gesellschaft die gleiche Möglichkeit haben, die Chancen auf 

Entwicklung und Entfaltung zu ergreifen. Aber kann diese Möglichkeit in gleicher Weise gegeben 

sein, wenn der/die Eine in einer Familie groß wird, wo die finanziellen Ressourcen den Besuch von 

teuren Privatschulen und elitären Universitäten mit exorbitanten Studiengebühren ermöglichen – 

während der/die Andere in eine Familie hineingeboren ist, wo furchtbare Armut herrscht, sodass am 

Ende des Pflichtschulbesuchs in staatlichen Einrichtungen der Erwartungsdruck hoch ist, nun selbst 

einem Verdienst nachzugehen. 

In einem gut entwickelten Sozialstaat wie Österreich wird gerne darauf verwiesen, dass der Besuch 

staatlicher Schuleinrichtungen gratis sei und ein ausgebautes Förder- und Stipendiensystem dafür 

sorge, dass alle die Möglichkeit hätten, höhere Bildung zu erwerben. Das soll nicht grundsätzlich 

bestritten werden. Dennoch sprechen alle Statistiken, die es zu diesem Thema gibt, eine deutliche 

Sprache: das Bildungssystem in Österreich ist sozial ziemlich undurchlässig! Nur ein geringer Teil der 

Kinder aus ArbeiterInnenhaushalten schließt ein Hochschulstudium ab – während 

AkademikerInnenkinder in hohem Ausmaß selbst auch ein Studium abschließen und in weiterer Folge 

höhergestellte Positionen inne haben. 



Wer aus einer wohlhabenden Familie stammt, hat große Chancen im Schottengymnasium, oder gar 

in Salem zu maturieren, anschließend in Harvard oder Bologna den Master zu machen – und im 

höheren Management eines Unternehmens zu landen. Wer aus einer Hilfsarbeiterfamilie stammt, 

wird bestenfalls mit knapper Not die Pflichtschule abschließen und dann einer niederen 

Erwerbstätigkeit nachgehen, die durch häufige Phasen von Arbeitslosigkeit unterbrochen ist. 

Und etwa zwischen 50 und 60 erbt der Spross aus einer wohlhabenden Familie wertvollen 

Immobilienbesitz, maßgebliche Unternehmensbeteiligungen und einiges an Geldvermögen. Für die 

eigenen Nachkommen ist also ein Finanzpolster gelegt, sodass sie ebenfalls die beste Ausbildung 

bekommen können. 

Der Spross aus der Unterschichtfamilie schafft es gerade irgendwie, dass seine Eltern während ihrer 

letzten Lebensphase eine einigermaßen ausreichende Pflege bekommen. Am Ende muss er meist 

noch etwas drauflegen, wenn er ihnen nach dem Tod ein würdevolles Begräbnis zukommen lassen 

will. Zu erben gibt es in meisten Fällen nichts – eher noch sind Schulden von nicht abgezahlten 

Krediten vorhanden. Den eigenen Kindern wird in dieser Situation nahegelegt, möglichst frühzeitig 

von der Ausbildung in die Erwerbstätigkeit umzusatteln, da die finanziellen Mittel für den Besuch 

einer höheren Bildungseinrichtung nicht vorhanden sind. Und damit sind wir wieder am 

Ausgangspunkt der vermeintlichen Chancengleichheit. 

Zusammenfassend muss somit der Schluss gezogen werden, dass das Erbschaftssystem in einer 

Gesellschaft dafür Sorge trägt, dass sich die ungleiche Verteilung von Chancen über Generationen 

hinweg fortsetzt. Erst durch die Einführung einer praktisch hundertprozentigen Erbschaftssteuer 

könnte also die Voraussetzung dafür geschaffen werden, dass jeder Bürger die gleiche Chance für 

eine erfolgreiche Entwicklung erhält. Denn mit einem bestimmten Alter (z.B. mit 21 Jahren) könnte 

durch diese Einnahmen jeder Staatsbürger die gleiche Summe erhalten (die sich aus der Summe der 

Erbschaftssteuereinnahmen des Vorjahres ergibt, geteilt durch die Anzahl der Staatsbürger, die 

diesem Jahr das entsprechende Alter erreichen), die es ihm ermöglicht, entweder eine gute 

Ausbildung zu finanzieren, den Sprung in die Selbstständigkeit zu wagen oder längere Zeit auf Reisen 

zu gehen und die Welt kennenzulernen, – oder natürlich auch, unsinnige Konsumausgaben zu 

tätigen. Mit einer solchen Starthilfe hätte nun tatsächlich jeder Staatsbürger die gleiche Chance, sich 

eine selbstbestimmte Existenz unter Ausnutzung aller seiner Möglichkeiten aufzubauen. 
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